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„Wir können nachCorona nicht zur Tagesordnung übergehen“
DerRegionalverbandMittlerer Oberrhein reagiertmit demneuenRegionalplan auf die Pandemie und denKlimawandel

Karlsruhe. Der Regionalverband Mitt-
lerer Oberrhein bereitet die Fortschrei-
bung des Regionalplans vor, der die
Grundlage für jedes Bauvorhaben zwi-
schen Bruchsal und Bühl bildet. Nicht
nur der Klimawandel, sondern nun auch
die Corona-Pandemie zwingen zum Um-
denken. Unser Redaktionsmitglied Ul-
rich Coenen sprachmit Verbandsdirektor
Gerd Hager.

Was genau verbirgt sich hinter dem
sehr abstrakt klingenden Begriff
Regionalplan?

Hager: Ein Regionalplan stellt das
Grundgesetz des Bauens in der Region
dar. Dabei geht es vorab nicht um die
Voraussetzungen der Innenentwicklung,
sondern um die Erschließung von neuen
Räumen in der freien Landschaft. Das
Verfahren läuft zweistufig. Der Regio-
nalplan ist eine übergeordnete Planung,
auf der die kommunale Bauleitplanung
aufbaut. Das garantiert uns die Auf-
merksamkeit durch die kommunale Fa-
milie. Es ist ein spannendes Austausch-
verhältnis zwischen dem Regionalver-
band und den Städten und Gemeinden.
Am Ende entscheidet die kommunal ge-
wählte Verbandsversammlung.

Wieso brauchen wir gerade jetzt
eine Fortschreibung?

Hager: Seit 1973 gab es insgesamt drei
Regionalpläne, der letzte stammt aus
dem Jahr 2003. Planen ist immer eine
Antwort auf die konkreten Anforderun-
gen der Gesellschaft an den Raum. 20
Jahre stellen gerade so das Verfallsda-
tum dar. Unser neuer Regionalplan soll
im Jahr 2023, vielleicht schon 2022, Gül-
tigkeit erlangen. Der Dialog mit den Ge-
meinden hat längst begonnen. Wir wol-
len Ende des Jahres in die Offenlage ge-
hen und uns der Kritik der Öffentlich-
keit stellen.

Hat die Corona-Pandemie Auswir-
kungen auf den Regionalplan?

Hager: Wir können nach Corona nicht
einfach zur Tagesordnung übergehen.
Die Pandemie hat gezeigt, dass die orts-
nahen Freiräume, die einem starken
Siedlungsdruck unterliegen, enorm
wichtig sind. Wir dürfen beispielsweise
die Kommunen nicht zusammenwach-
sen lassen. Zwischen Karlsruhe und Ra-
statt sind entlang der ehemaligen B 36

bandartige Siedlungen entstanden. Wir
meinen, dass dort das Ende der Nord-
Süd-Ausdehnung erreicht ist.

Im dicht besiedelten Paris durften
die Menschen während der Pande-
mie nur noch am Abend und in der
Nacht auf die Straßen.Brauchenwir
nach Corona mehr Freiraum in den
stark verdichteten Städten?

Hager: Karlsruhe besitzt grüne Finger,
die in die Stadt hineinreichen: Hardt-
wald, Rheinauen und Oberwald. Diese
müssen wir sichern. Karlsruhe ist eine
baumreiche Stadt. Neben Schlosspark
und Stadtgarten gibt es viele kleine
Parks, die wir verteidigen müssen. In ei-
ner älter werdenden Gesellschaft ist es
wichtig, dass die Menschen direkt vor
ihrer Haustür Natur erleben können.

Rückt das Thema Klimawandel
durch die Pandemie in den Hinter-
grund?

Hager: Wir werden nach Corona gewiss
wieder über den Klimawandel diskutie-

ren. Der Oberrheingraben ist ein Hot-
spot. Karlsruhe wird als eine der Städte
mit der stärksten Erwärmung vorausge-
sagt. Wir brauchen insgesamt mehr
Stadtgrün, wenn sich die Siedlungen
extrem aufheizen.

Der Oberrhein ist eine Boom-Regi-
on. Die Kommunen fordern des-
halb die Ausweisung von Neubau-
gebieten und Gewerbegebieten.
Gleichzeitig soll der Flächenfraß
reduziert werden.

Hager: Dagegen ist die Quadratur des
Kreises eine einfache Aufgabe. Wir se-
hen am Oberrhein die Grenzen des
Wachstums. Flächenknappheit bedeu-
tet, dass Bauen sehr teuer ist. Wenn alle
gerne in der Stadt wohnen, gehen dort
die Preise durch jede Decke. Der Wider-
spruch ist nur auflösbar, wenn wir in die
Höhe bauen, was wiederum zu einem
Verlust an Stadtraumqualität führen
kann.

Nachverdichtung in den Städten
und auch auf den Dörfern ist ein

Thema, das intensiv diskutiert
wird. Gerade architektonisch an-
spruchslose Investorenmodelle ste-
hen in der Kritik.

Hager: Über Geschmack lässt sich treff-
lich streiten. Was ist gute Architektur?
Was ist Baukultur? Jeder weiß es für sich.
Juristisch gibt es keine Messlatte für
Bauqualität. Wir finden in der Landes-
bauordnung ein Verunstaltungsverbot.
Aber was heißt das konkret? Ein Bauge-
such wegen Verstoß gegen die Baukultur
abzulehnen, wäre ausgesprochen mutig.
Wenn ein Investor möglichst viel aus ei-
nem Grundstück rausholen möchte,
schafft er zunächst mehr von dem drin-
gend benötigten Wohnraum. Aber auf
lange Sicht ist dies keine Lösung.

Längst nicht überall, wo innerört-
lich gebaut wird, gibt es einen gül-
tigen Bebauungsplan. In solchen
Fällen wird dann von den Kommu-
nen auf der Basis des berüchtigten
Paragrafen 34 des Baugesetzbu-
ches entschieden. Das sorgt regel-
mäßig für Ärger. Neubauten sollen

sich „nach Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, der Bauweise und
der Grundstücksfläche, die über-
baut werden soll, in die Eigenart
der näheren Umgebung einfügen“.

Hager: Der Paragraf 34 wurde 1960
übergangsweise im Bundesbaugesetz
eingeführt und hat sich als unglaublich
zählebig erwiesen. Damals zählten noch
das Einfügen in die Umgebung und
städtebauliche Harmonie. Diese Quali-
tät ging immer mehr verloren. Das halte
ich für falsch. Wer dem Vorhandenen et-
was hinzufügt, sollte nicht mehr dürfen,
als der Bestand. Heute fördert 34 Bauge-
setzbuch die Dominanz der Wirtschaft-
lichkeit.

Die Einflussmöglichkeiten der Ge-
meinden sind bei Baugenehmigun-
gen nach Paragraf 34 stark einge-
schränkt, weil die Verwaltungsge-
richte gerne zugunsten der Inves-
toren entscheiden und sich dabei
am größten Gebäude beziehungs-
weise der größten Bausünde in der
Nachbarschaft orientieren.

Hager: Bebauungspläne wären die Lö-
sung. Allerdings fehlen in den Verwal-
tungen die Planungskapazitäten, um für
alle 34er-Gebiete Bebauungspläne zu
erarbeiten. Das ist ein Dilemma. Die
Wohnbaulandkommission 2019 emp-
fiehlt, zumindest für einige Jahre ver-
einfachte Wohnbebauungspläne. Diese
reduzierten Verfahren müssen nicht al-
les regeln, was beim qualifizierten Be-
bauungsplan üblich ist. Naturschutz-
rechtlicher Ausgleich oder Artenschutz
könnten beispielsweise ausgeklammert
werden. Das wäre besser, als eine Be-
bauung nach Paragraf 34, weil der Ein-
fluss der Gemeinden und der Nachbarn
auf die Gestaltung viel größer wäre.

Die am Oberrhein reichlich vor-
handenen Gewerbegebiete sind
„Nicht-Orte“ ohne Aufenthalts-
qualität. Der französische Ethno-
loge Marc Augé hat diesen sehr
treffenden Begriff geprägt. Muss
das so sein?

Hager: Die Menschen verlassen die In-
dustriegebiete nach Dienstschluss
fluchtartig. Bei den Gewerbesiedlungen
missfällt mir die Entdichtung der ver-
gangenen Jahre. Wir brauchen dringend
mehr Arbeitsplätze pro Quadratmeter,
mehr Arbeitsplatzdichte. Es sollte aber
auch ein Gestaltungswille, eine planeri-
sche Handschrift erkennbar sein. Die
Initiative dafür kann nur von den Ge-
meinden ausgehen.

Gerd Hager ist Verbandsdirektor des Regionalverbands Mittlerer Oberrhein. Gleichzeitig lehrt der Jurist als Honorarprofessor am Institut
für Regionalwissenschaft des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT). Foto: Thomas Riedel
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Umstrittene Premiere
Gleichgeschlechtliches Paar hat in der EvangelischenLandeskirche inWürttemberg den kirchlichen Segen erhalten

Von unserem Mitarbeiter
Martin Oversohl

Stuttgart. Die einen atmen auf, andere
sehen sich dagegen in ihrem Glauben
verletzt: Nach langem Tauziehen um ei-
nen Kompromiss hat am Sonntag in
Stuttgart zum ersten Mal ein gleichge-
schlechtliches Paar in der Evangeli-
schen Landeskirche inWürttemberg den
kirchlichen Segen erhalten. Die beiden
Männer sind bereits zivil verheiratet.

Um die Gleichstellung homosexueller
Paare hatte die württembergische Lan-
deskirche lange und hart gerungen und
letztlich einem Kompromiss des Landes-
bischofs zugestimmt. Das Kirchenparla-
ment, die sogenannte Synode, beschloss
vor mehr als einem Jahr, dass ein Viertel
der Kirchengemeinden ihre örtliche Got-
tesdienstordnung ändern und Segnungs-
gottesdienste nach der zivilen Eheschlie-
ßung anbieten darf – keine flächende-
ckende Regelung also. Denn 2017 war ein
erster Vorstoß, öffentliche Segnungen
landeskirchenweit als Amtshandlung
einzuführen, knapp gescheitert.
Das Thema wird auch weiter kontro-
vers debattiert, weil theologisch konser-

vative Kreise aufgrund ihres Bibelver-
ständnisses praktizierte Homosexuali-
tät ablehnen. Der Stuttgarter Pfarrer
Christoph Doll, der das Paar am Sonn-
tag segnete, hat dafür kein Verständnis:
Es sei nicht nachvollziehbar, warum die

kirchliche Heirat homosexueller Paare
nicht ins Trauregister, sondern in ein
Extraverzeichnis eingetragen werde.
Auch gebe es keinen Trauspruch und
keine Traufrage, der Segen unterscheide
sich zudem im Ablauf.

„Das ist einer Kirche nicht würdig,
wenn sie Menschen in unterschiedliche
Klassen einteilt“, sagte Doll. Ginge es
nach ihm, dürfte man Homo-Paare ganz
normal trauen. Die Paare seien immer-
hin standesamtlich verheiratet.
Die beiden verheirateten Männer ha-
ben einen eher ungewöhnlichen Weg bis
zur Kirche hinter sich: Einer der beiden,
ein staatenloser Palästinenser, ist nach
jahrelanger Flucht in Deutschland ge-
tauft worden. Der andere konvertierte
vom Katholizismus zum Protestantis-
mus, „um meinen Weg gehen zu kön-
nen“, wie ihn der Evangelische Kirchen-
kreis Stuttgart, ein Zusammenschluss
der Kirchengemeinden in der Landes-
hauptstadt, zitiert.
In den meisten der 20 Mitgliedskirchen
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) ist eine öffentliche Trau-
oder Segnungsfeier schon länger mög-
lich, unter anderem in der benachbarten
Evangelischen Landeskirche in Baden.
Württemberg ist sozusagen ein Spät-
starter.
Nach Angaben der Landeskirche kön-
nen bislang bereits 23 der rund 1.300
württembergischen Gemeinden Seg-
nungsgottesdienste für gleichge-
schlechtliche Paare anbieten. Rund 170
landeskirchliche Gemeinden sind im
Gespräch mit dem Evangelischen Ober-
kirchenrat, um die lokale Gottesdienst-
ordnung zu ändern.

Hand in Hand: Gäste verfolgen in der Leonardskirche den Segnungsgottesdienst des
homosexuellen Paares Gerald (links) und Ahmad Wolf. Foto: dpa

Württemberg
ist ein Spätstarter

Birkenfeld imAusschuss
SPDundFDPhaken imFallMüller Fleisch nach

Stuttgart (dpa/lsw). Nach Hunderten
von Coronafällen in einer Fleischfabrik
in Birkenfeld bei Pforzheim setzt sich
auch der Landtag mit den Infektionen
in dem Unternehmen auseinander. Auf
Antrag der Fraktionen von SPD und
FDP tritt der Landtagsausschuss für
Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz am Dienstag zusammen. „Die
geschilderten Umstände erfordern aus
unserer Sicht eine umfassende Bera-

tung im Ausschuss“, sagten die Ab-
geordneten Jonas Weber (SPD) und
Klaus Hoher (FDP) am Sonntag. Land-
wirtschaftsminister Peter Hauk (CDU)
warfen sie vor, eine umfassende Auf-

klärung bislang schuldig geblieben zu
sein.
Insgesamt hatte es in dem Betrieb fast
400 Infizierte gegeben. Auf Druck der
Behörden musste der Betrieb Müller

Fleisch einen Entwurf für einen Pande-
mieplan vorlegen, um die Ausbreitung
des neuartigen Virus zu verhindern.
Minister Hauk selbst will sich amMon-
tag bei einem Besuch in Pforzheim zu
den Umständen in den Schlachthöfen
äußern.
In mehreren Schlachthöfen in
Deutschland hatte es in den vergange-
en Wochen hohe Zahlen an Corona-In-
fektionen gegeben.

Kidnapper
vorGericht

Stuttgart (dpa/lsw). Die erlösende
Nachricht ließ eine Woche auf sich war-
ten: Erst nach tagelanger Suche und ei-
nem entscheidenden Zeugenhinweis be-
endet die Polizei im Elsass im vergange-
nen Sommer das Martyrium einer ent-
führten Frau aus Aspach (Rems-Murr-
Kreis). Unter anderem wegen Geisel-
nahme stehen die beiden mutmaßlichen
Kidnapper vom kommenden Donners-
tag an und bis mindestens Ende Juli vor
dem Landgericht in Stuttgart.
Den Grund für die Tat vermuteten die
Ermittler bislang in der gescheiterten
Beziehung eines der beiden Männer aus
Polen. Dieser habe daraufhin beschlos-
sen, die Ex-Freundin gemeinsam mit
seinem Komplizen in einem Wohnmobil
ins deutsch-französische Grenzgebiet zu
verschleppen.
„Der Mann hat wahrscheinlich die
Trennung nicht akzeptiert“, hatte ein
Polizeisprecher nach dem Fahndungser-
folg gesagt. Nach damaligen Angaben
der französischen Lokalzeitung „Der-
nières Nouvelles d’Alsace“ (DNA) soll
die damals 47 Jahre alte Frau am Tag ih-
res Verschwindens ein Treffen mit dem
Mann geplant haben.
Die ebenfalls polnische Pflegerin war
am 11. Juni 2019 in einem Wald bei Ha-
guenau im Département Bas-Rhin rund
30 Kilometer nördlich von Straßburg
aus den Händen der 52 und 24 Jahre al-
tenMänner befreit worden. „Kommissar
Zufall“ war am Fahndungserfolg nicht
ganz unbeteiligt.
Ein Zeuge hatte einen der beiden Män-
ner beim Einkaufen entdeckt und die
Polizei alarmiert. Die Beamten legten
sich tagelang auf die Lauer, ertappten
einen der Männer schließlich beim Was-
serkaufen, verfolgten ihn und schlugen
am Zelt des Duos zu.
Zuletzt waren die Verdächtigen mit ih-
rem Opfer zu Fuß unterwegs. DasWohn-
mobil, in dem sie die Pflegekraft ver-
schleppt haben sollen, war bereits Tage
vor den Festnahmen leer in einem Wald
bei Straßburg gefunden worden.
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